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RECHT UND KAPITALMARKT

Industrie 4.0 trifft auf Unternehmensrecht 0.1
Digitalisierung verschlafen – Es gilt der Grundsatz, dass man sich treffen sollte –

L˛sungsansätze fˇr Gesellschafterversammlungen
Von Tibor Fedke *)

.......................................................
B˛rsen-Zeitung, 20.3.2021

Was manch einer schon länger ver-
mutet hat, ist seit Beginn der Pande-
mie unˇbersehbar geworden: Viele
Regeln im Unternehmensrecht wer-
den den Anforderungen an moderne
Kommunikation in der digitalen
Welt nicht gerecht. Das liegt an Re-
geln, die auf die Zeit unmittelbar
nach der Industrialisierung zurˇck-
gehen. Seit damals gilt fˇr Unterneh-
men, dass Meinungsaustausch und
Beschlussfassungen in physischen
Treffen erfolgen. Ausnahmen sind
an hohe Anforderungen geknˇpft.
In Anbetracht der Pandemie hat der
Gesetzgeber im letzten Jahr befristet
Erleichterungen fˇr die Fassung be-
stimmter Gesellschafterbeschlˇsse
außerhalb von Versammlungen ge-
schaffen. Diese Regelungen betref-
fen aber nur einenTeil der wichtigen
Unternehmensformen und lassen
vieles im Dunkeln. Dabei wäre ein
ganzheitlicher Ansatz naheliegend
und auch relativ einfach umsetzbar.

Aus Endzeit der Postkutschen

Die heute geltenden Regeln zur
Meinungsbildung und Beschlussfas-
sung der Eigentˇmer an Unterneh-
men gehen im Kern auf Regelungen
zurˇck, die 130 bis 150 Jahre alt
sind. Das lässt sich am Beispiel der
GmbH illustrieren: Im GmbH-Recht
gibt es seit 1892 eine Verpflichtung,
,,Versammlungen‘‘ durchzufˇhren.
Das war die Zeit, in der Postkutschen
sukzessive durch Fahrräder und
Kraftfahrzeuge ersetzt und die er-
sten Überlandtelefonleitungen in-
stalliert wurden.
Bis heute steht in ‰ 48 GmbHG

(damals ‰ 49): Nur bei Zustimmung
aller Gesellschafter ist die schriftli-
che Abgabe der Stimmen statt einer
Versammlung m˛glich. D. h., eine
Abstimmung per Telefon oder ˇber
ein anderes Medium, das weder Ver-
sammlung noch Textform ist, ist bis
heute nicht vorgesehen. Die gängi-
gen (Muster-)Satzungen modifizie-
ren dies häufig nur minimal. Um so-
wohl den veralteten Anforderungen
als auch praktischen Notwendigkei-
ten gerecht zu werden, werden
heute vielfach zwar physische Ver-
sammlungen abgehalten, aber es
wird den Gesellschaftern erlaubt,
virtuell oder per Telefon an der Ver-

sammlung teilzunehmen. Denn
selbst wenn nur der Protokollfˇhrer
am Ort der Versammlung anwesend
ist, sind die Vorgaben des GmbH-Ge-
setzes erfˇllt. Es mˇssen nur alle das
Recht haben, am Versammlungsort
zu erscheinen. Dieses Vorgehen
st˛ßt an seine Grenzen, wenn keine
Einigkeit besteht.
Im Gegensatz zur GmbH bestand

beispielsweise in der Kommanditge-
sellschaft (KG) seit jeher Flexibilität.
Hier sind formlose Abstimmungen
m˛glich. Allerdings haben sich in
der Praxis dennoch fˇr Gesell-
schaftsverträge Klauseln durchge-
setzt, die weitgehend das Leitbild
von Präsenzveranstaltungen (aus
dem GmbH- und Aktienrecht) ˇber-
nehmen.Mit anderenWorten: In der
herk˛mmlichen gesellschaftsrechtli-
chen Praxis sind fˇr die Kommunika-
tion zwischen Anteilseignern tradi-
tionelle physische Treffen die Norm.
Moderne Kommunikationsformen
und virtuelle Abstimmungen sind
entweder gar nicht vorgesehen oder
werden nur mit Einschränkungen
zugelassen.
In Unternehmen gibt es neben den

Anteilseignern aber auch noch zwei
andere wichtige Gruppen, zu denen
ein Vergleich lohnt. Fˇr Aufsichts-
gremien gilt nämlich nur im Grund-
satz Gleiches. Entscheidender sind
die Unterschiede: Anders als bei Ge-
sellschafterversammlungen ist es
hier zulässig, in der Satzung oder in
der Geschäftsordnung vom Grund-
satz der Präsenzveranstaltung abzu-
weichen. Zudem ist fˇr Aufsichtsräte
anerkannt, dass Videokonferenzen
(nicht hingegen Telefonkonferen-
zen) einer Präsenzsitzung gleichste-
hen. Es muss also anders als fˇr die
Gesellschafter keine Präsenzveran-
staltung fˇr diejenigen Aufsichtsräte
angeboten werden, die die Form der
Videokonferenz nicht m˛gen.
Lediglich fˇr die Unternehmens-

leitung ist in Deutschland aner-
kannt, dass jegliche Form der (infor-
mellen) Abstimmung ausreichend
ist. Notwendig ist hier lediglich eine
ordnungsgemäße Dokumentation
der Abstimmungen.
Erst mit Ausbruch der Pandemie

schien der Gesetzgeber zu bemer-
ken, dass die alten Regeln nicht
mehr taugen. In Artikel 2 des Geset-
zes zur Abmilderung der Folgen der
Covid-19-Pandemie (Covid-19-G)
gibt es nun fˇr GmbH, AG und SE

Sonderregeln, die helfen sollten,
Präsenztreffen der Gesellschafter
bis Ende 2021 zu vermeiden. Das
gut gemeinte Gesetz hat allerdings
(neben einer Reihe von offenen De-
tailfragen) drei grundlegende
Schwachstellen.
Erstens handelte der Gesetzgeber

so schnell, dass er schlicht ˇbersah,
dass heute die große Mehrzahl der
Unternehmen in ihren Gesellschafts-
verträgen und Satzungen detaillierte
Regeln ˇber die Abhaltung von Ver-
sammlungen haben. Das Covid-19-G
enthält aber nur Regeln, die Ausnah-
men zu den gesetzlichen Regeln
selbst vorsehen. Die Anwendung
der Erleichterungen des Covid-19-G
auf Satzungen und Gesellschaftsver-
träge ist eine Auslegungsfrage, die
fˇr viele Konstellationen ungeklärt
ist.
Der Gesetzgeber ˇbersah zweitens

die Notwendigkeit, fˇr die Rechts-
form der Kommanditgesellschaft Re-
geln zu schaffen. Hier lässt zwar das
HGB auch ohne Covid-19-G alle
Kommunikationsformen zu. Die ge-
sellschaftsvertraglichen Regeln se-
hen aber auch fˇr die KG häufig Prä-
senztreffen vor. Diese Rechtsform
wird fˇr viele deutsche Publikums-
gesellschaften benutzt, insbesonde-
re fˇr geschlossene Fonds (Schiffs-
fonds, Immobilien, Beteiligungen
an Solar- und Windparks). Die Ge-
schäftsleitung solcher Unternehmen
stand damit im vergangenen Jahr
vor fast unl˛sbaren Aufgaben.
Der Gesetzgeber hat drittens fˇr

die GmbH nur schriftliche Be-
schlussfassungen geregelt. Er hat
ˇbersehen, dass es eine Vielzahl von
Fällen gibt, in denen eine Meinungs-
bildung notwendig ist (Verm˛gens-
verfall, jährliche Aussprache ˇber
den Geschäftsverlauf, Antrag auf Ab-
haltung einer Versammlung durch
eine Minderheit usw.). Wenn also
die inhaltliche Aussprache notwen-
dig wird, hilft die im Covid-19-G fˇr
die GmbH als Erleichterung geschaf-
fene M˛glichkeit, einseitig schriftli-
che Beschlussfassungen anzuord-
nen, nicht weiter. Die Geschäftsfˇh-
rung muss bei Aussprachebedarf
weiterhin zu einer Präsenzversamm-
lung einladen.

Gravierende Lˇcken

Die Analyse des Status quo zeigt:
Das deutsche Gesellschaftsrecht

ID: 2021055062



und seine praktische Umsetzung
hinkt seiner Zeit hinterher. Es gilt
der Grundsatz, dass man sich treffen
sollte. Moderne Kommunikations-
formen werden nur am Rande und
in Ausnahmefällen erm˛glicht. Die
Entwicklungen des letzten Jahres
haben hier ein Umlenken eingelei-
tet, die gesetzlichen Regelungen
sind aber bis zum Ende des Jahres
2021 befristet und enthalten gravie-
rende Lˇcken.
Zugegeben, es gibt Reforman-

sätze, die eine behutsame Digitali-
sierung im Gesellschaftsrecht zulas-
sen. Virtuelle Grˇndungen einer
GmbH sind mit dem Gesetz zur Um-
setzung der Digitalisierungsrichtli-
nie (DiRUG) seit Ende 2020 m˛g-
lich. Die Regelung bleibt aber auf
eine Rechtsform beschränkt und gilt
nur bei sogenannten Bargrˇndun-
gen. Diese Reform unterstreicht im

Ergebnis nur den Befund: Refor-
mansätze bleiben bislang Stˇck-
werk.
Eine ganzheitliche Reform läge

nahe. Es wäre einfach, wie bei Auf-
sichtsräten auch fˇr Gesellschafter-
treffen Videokonferenzen einem
Präsenztreffen gleichzustellen – fˇr
alle Rechtsformen. Aber warum da-
mit stoppen? Wie aktuell fˇr die Un-
ternehmensleitung läge es nahe, fˇr
alle Gremien in Unternehmen ledig-
lich eine dokumentierte Meinungs-
bildung und Einbindung aller vorzu-
schreiben. Die telefonische Abstim-
mung sollte also ebenfalls dem Prä-
senztreffen gleichgesetzt werden.
Wie wäre es zudemmit der M˛glich-
keit von Online-Diskussionsforen
statt physischem Meinungsaus-
tausch? Fˇr all das gibt es hinrei-
chende M˛glichkeiten, um die Iden-
tität der Teilnehmer an virtuellen

Veranstaltungen und in Telefonkon-
ferenzen auch bei gr˛ßeren Grup-
pen zweifelsfrei festzustellen und
damit sicherzustellen, wer zuh˛rt,
mitdiskutiert und abstimmt.
Mit anderen Worten: Wir sollten

umdenken und bei Gesetzesände-
rungen und auch in der Beratungs-
praxis nicht länger in den bestehen-
den Systemen denken. Es gilt als er-
sten Schritt ganzheitlich darˇber
nachzudenken, welche Kommunika-
tionsformen fˇr kleine und große
Unternehmen m˛glich und wˇn-
schenswert sind. Als Schritt zwei wä-
ren dann diese Kommunikationsfor-
men fˇr alle Rechtsformen zuzulas-
sen.
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